
(Stimmabgabe von 17:53 bis 17:55 Uhr)

Befinden sich noch Damen und Herren Abgeordnete an der Wahlkabine? Hat-
ten alle Kolleginnen und Kollegen Gelegenheit zur Stimmabgabe und haben ihre 
Stimmabgabe beendet? – Das scheint der Fall zu sein. Dann ist die Wahl hiermit 
beendet. Auch dieses Wahlergebnis wird nun außerhalb des Plenarsaals festge-
stellt und später bekannt gegeben.

Kolleginnen und Kollegen, nehmen Sie bitte wieder Platz. Soll heißen: Vorher 
machen wir nicht weiter. – Ich darf Sie noch einmal bitten, Platz zu nehmen.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 6 auf:

Zwischenbericht
der Enquete-Kommission "Potenziale in Gesellschaft, Wirtschaft und 
Verwaltung entfesseln - Das Leben leichter machen, Bürokratie 
abbauen, den Staat neu denken" (Drs. 19/2909)

Im Zuge der Einsetzung der Enquete-Kommission wurde beschlossen, dass diese 
in einem ersten Schritt dem Landtag nach Ablauf eines Jahres über die Untersu-
chungsergebnisse berichten soll. Auf der Ehrentribüne begrüße ich hierzu als ex-
terne Mitglieder der Enquete-Kommission Herrn Dr. Ernst Böhm, Herrn Dr. Hubert 
Faltermeier und Herrn Prof. Ferdinand Wollenschläger. Seien Sie begrüßt!

(Allgemeiner Beifall)

Ich heiße Sie im Namen des gesamten Hauses herzlich willkommen und möchte 
Sie bitten, unseren Dank auch allen anderen Mitgliedern der Enquete-Kommission 
für ihre wertvolle Arbeit auszurichten.

Zur Berichterstattung erteile ich nun dem Vorsitzenden der Enquete-Kommission 
Herrn Kollegen Steffen Vogel das Wort. Bitte schön.

Steffen Vogel (CSU): Sehr geehrter Herr Präsident, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen! Als Klaus Holetschek mich letztes Jahr gefragt hat, ob ich mir vorstellen 
könnte, den Vorsitz der Enquete-Kommission "Bürokratieabbau" zu übernehmen, 
war ich etwas skeptisch und zurückhaltend. Es war alles andere als ein inneres 
Anliegen, diese Kommission zu leiten, weil mir bewusst war, dass es eine unglaub-
liche Aufgabe, eine Herkulesaufgabe ist, das Fett, das sich Bayern, wir als Staat, 
in 75 Jahren angefuttert hat, in den ein, zwei Jahren Arbeit einer Kommission für 
Bürokratieabbau wieder abzubauen. Wahrscheinlich ist es besser, Sisyphus statt 
Herkules zu sagen.

Jetzt, nach einem Jahr, muss ich sagen, es war die beste Entscheidung, Ja zu 
dieser Kommission zu sagen. Es macht eine unglaubliche Freude, mit den Kom-
missionsmitgliedern zusammenzuarbeiten und gemeinsam Ideen zu entwickeln, 
wie wir Bayern schlanker, moderner und digitaler, wie wir Bayern einfach besser 
machen können. Deshalb sage ich voller Anerkennung und Wertschätzung ein 
herzliches Vergelts Gott.

Vielen herzlichen Dank allen Mitgliedern der Enquete-Kommission, die sich neben 
ihrer Tätigkeit als Abgeordnete und neben ihrer Tätigkeit in den Stimmkreisen und 
in den Ausschüssen in der Enquete-Kommission mit ganz viel Herzblut, Leiden-
schaft und Engagement einbringen. Deshalb vielen Dank – viele wissen vielleicht 
gar nicht, wer alles dabei ist – an Alexander Dietrich von der CSU-Fraktion, an 
Peter Tomaschko, an Sebastian Friesinger, an meinen Stellvertreter Markus Saller, 
an Stefan Frühbeißer, an Franz Bergmüller, an Johannes Becher und an Katja 
Weitzel. Das sind die ordentlichen Mitglieder der Enquete-Kommission. Ich sage: 
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Das ist eine ganz tolle, eine kollegiale, eine freundschaftliche Zusammenarbeit. 
Vielen herzlichen Dank!

(Allgemeiner Beifall)

Das gilt auch für die Stellvertreter – ich nenne sie jetzt nicht alle –, die einspringen 
und sich bei uns – das wird bei euch nicht anders sein – bei der Entwicklung der 
Handlungsempfehlungen einbringen. Deshalb auch vielen herzlichen Dank an die 
Stellvertreter. Auch für sie könnt ihr klatschen.

(Allgemeiner Beifall)

Namentlich erwähnen möchte ich aber die externen Experten, weil sie wirklich eine 
unglaubliche Bereicherung für uns in der Kommission darstellen. Die Kommission 
besteht aus den Abgeordneten, aber dann noch aus sieben externen Experten aus 
ganz verschiedenen Bereichen aus dem praktischen Leben, aus der Wissenschaft. 
Deshalb vielen Dank.

Zwei sitzen hier oben. Herzlichen Dank, lieber Prof. Wollenschläger von der Uni-
versität Augsburg, der uns als Staatsrechtler wichtige Impulse gibt. Vielen herzli-
chen Dank, lieber Dr. Ernst Böhm. Er ist erfolgreicher Unternehmer, unglaublich 
erfahren im Bereich Bauen. Die "Süddeutsche Zeitung" hat neulich einen großen 
Artikel darüber geschrieben, wie er seine Vorschläge einbringt, wie man besser 
und einfacher bauen kann. Deshalb vielen herzlichen Dank an euch beide für eure 
Arbeit, aber auch an Dr. Hubert Faltermeier, an Hubert Steffl, an Dr. Hanna Sam-
müller, an Prof. Frank Arloth und an Gerhard Eck. Das sind die sieben Experten, 
die uns bereichern und die, obwohl es vielleicht gar nicht mehr ihre Fachbereiche 
sind, trotzdem ihre Expertise immer miteinbringen. Deshalb vielen Dank für euer 
großartiges Engagement und euren Einsatz!

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN sowie Abgeordneten der 
AfD, der GRÜNEN und der SPD)

Es ist wirklich so: Uns eint das gemeinsame Interesse, Bayern voranzubringen, 
nicht mit Gejammer, sondern zukunftsorientiert. Nur damit man das Pensum sieht: 
Wir hatten bis jetzt 19 Sitzungen der Enquete-Kommission, insgesamt 65 Stun-
den, nur die reinen Sitzungen ohne die Vorbereitungssitzungen. Es gab dann 
noch fünf Redaktionssitzungen, wo wir die Handlungsempfehlungen gemeinsam 
durchgegangen sind. Die kommen noch dazu. Wir haben 39 Experten angehört. 
Übrigens gibt es 800 Seiten Protokoll. Das ist unfassbar. Da sieht man, wie arbeits-
intensiv unsere gemeinsame Arbeit war, weil man sich auf die Sitzungen noch mal 
vorbereiten muss.

Und was kam heraus? – 82 Handlungsempfehlungen in 5 Themenfeldern bis jetzt. 
Wir haben insgesamt 13 Themenfelder. 5 konnten wir bis jetzt bereits durcharbei-
ten. Das waren die Themenfelder Wohnen, Bauen und Verkehr, Digitalisierung, 
Daten, Künstliche Intelligenz/neue Technologien, das war das Thema Pflege. Das 
Thema Gesundheit kommt jetzt noch. Das war das Thema Ehrenamt, das ganz 
wichtig für Bayern ist. Das war das Thema Bürokratieabbau gegenüber den Bürge-
rinnen und Bürgern und das Megathema Bürokratieabbau in der Landwirtschaft 
und Bürokratieabbau im ganzen Bereich der Wirtschaft. Wir haben noch mal so 
viele Handlungsempfehlungen vor uns. Wir sind guter Dinge, dass wir mindestens 
200, lieber Johannes, Katja,

(Johannes Becher (GRÜNE): Schaffen wir!)

bis 250 Handlungsempfehlungen dann vorlegen können.
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Die Frage ist aber: Was kommt dann am Ende tatsächlich heraus? Ich werde ganz 
oft gefragt: Steffen, du bist jetzt in der Bürokratieabbaukommission der Vorsitzen-
de. Was habt ihr denn bisher bewegt? – Wir selbst bewegen gar nichts, sondern 
wir geben nur Impulse. Das Gremium, das Maßnahmen beschließen muss, ist das 
bayerische Parlament, der Bayerische Landtag. Deshalb kann ich die Fraktionen 
nur parteiübergreifend auffordern, dass wir jetzt für alle Handlungsempfehlungen, 
die wir entwickeln, nicht nur bei diesen Empfehlungen bleiben, sondern konkrete 
Vorschläge, konkrete Gesetzesinitiativen erarbeiten, wie wir unser Land schlanker, 
moderner, digitaler und einfach besser machen können. Das muss unser gemein-
samer Auftrag, unser gemeinsames Ziel sein.

Es ist klar, dass sich jetzt manches herauskristallisiert. Was ist der Kern dessen, 
was wir bisher über alle Politikfelder hinweg feststellen konnten? – Wir brauchen 
mehr Vertrauen und mehr Mut. Wir brauchen Mut zur Vereinfachung, für einfache 
Nachweise, zum Beispiel Verwendungsnachweise. Wir brauchen Mut für Bagatell-
grenzen. Rentieren sich denn Kleinstförderungen? Evaluieren wir, was uns der 
Aufwand kostet für Kleinstförderprogramme und was dann tatsächlich beim Bürger 
ankommt! Wir brauchen mehr Pauschalierungen und weniger Einzelfallgerechtig-
keit.

Wir brauchen auch ein anderes Mindset, mehr Vertrauen. Was soll das heißen? 
Welches Bild haben wir als Staat und staatliche Behörden von unseren Bürgerin-
nen und Bürgern? Sehen wir den Gastronomen grundsätzlich als Vergifter seiner 
Gäste? Sehen wir den Handwerker generell als Steuerhinterzieher? Sehen wir 
den Landwirt als jemanden, der früh aufsteht, in den Stall geht und Tiere quält, 
mittags auf dem Acker zu viel Dünger ausbringt und damit die Brunnen vergiftet 
und abends an den Computer geht und Subventionen zu erschleichen versucht? 
Ist das das Bild, was wir haben? Sollten wir nicht davon ausgehen: Wenn jemand 
eine tolle Ausbildung hat und bisher vollkommen unauffällig war – warum brauche 
ich dann diese Überkontrolle? Ich finde – da sind wir uns in der Kommission einig 
–, wir brauchen eine anlassbezogene, stichprobenartige Überprüfung, keine Total-
überwachung durch den Staat. Nur so können wir das Vertrauen der Bürgerinnen 
und Bürger zurückgewinnen.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN sowie Abgeordneten der 
GRÜNEN)

Der Staat muss dem Bürger mehr vertrauen, aber auch der Bürger muss dem 
Staat mehr vertrauen.

Thema Datenschutz: Gehe ich als Bürger, wenn ich die Daten dem Staat gebe, 
davon aus, dass jeder Beamte unzulässigerweise auf meine Daten zurückgreift? 
Deswegen müssen wir in Deutschland, in Bayern ein Bewusstsein dafür haben, 
dem Staat zu vertrauen, dass mit den Daten sorgsam umgegangen wird. Wir 
waren in Dänemark, wir kennen Länder wie Österreich. Die haben denselben 
europäischen Rechtsrahmen, denselben Datenschutz – Datenschutz-Grundverord-
nung. Die haben eine ganz andere Handhabung. Dort gibt man die Daten dem 
Staat einmal. Alle staatlichen Behörden können darauf zugreifen. Der Bürger kann 
kontrollieren, wer zugreift und aus welchem Anlass. Wenn jemand nicht anlassbe-
zogen zugreift und keine Berechtigung hat, dann gibt es eine richtige Sanktion. Nur 
so geht es. Wir brauchen einen Datenschutz mit Vernunft, keine Überregulierung 
im Datenschutz.

Deshalb ist die Frage: Was brauchen wir noch? – Das eine sind die Handlungs-
empfehlungen. Ich gehe jetzt nicht auf jede Handlungsempfehlung einzeln ein. Vor 
uns liegt aber noch ein großer Berg Arbeit.
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Erstens, die Frage des Förderdschungels. Wir haben zum Beispiel derzeit fünf För-
derprogramme für Streuobstwiesen. Vollkommener Wahnsinn! Wir haben 400 För-
derprogramme, und keiner weiß so genau, wofür. Das heißt, ein großer Handlungs-
punkt wird sein, Förderprogramme zu entschlacken und mehr Transparenz zu 
schaffen.

Das Zweite ist die Frage des Staatsaufbaus, die Staatsorganisation. Brauchen wir 
eine Verwaltungsreform?

Das Dritte liegt mir ganz besonders am Herzen. Ich glaube, dass unsere Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter in staatlichen Behörden mehr können und wir mehr 
herausholen können, wenn wir mehr Verantwortung zulassen für unsere Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter in den staatlichen Verwaltungen. Wir brauchen weniger 
Juristen, wir brauchen mehr Quereinstieg. Wir brauchen ein anderes Mindset in der 
Ausbildung. Wir bilden derzeit zu Risikovermeidern aus. Wir müssen ausbilden zu 
Erfolgssuchern.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN sowie Abgeordneten der 
GRÜNEN und der SPD)

Jeder Mitarbeiter in staatlichen Verwaltungen sollte verliebt sein in das Gelingen, 
verliebt sein in das Genehmigen und verliebt darin sein, Mut zu machen. Das muss 
Schlagwort unserer staatlichen Behörden sein. Daran wollen wir arbeiten. Deshalb 
freue ich mich auf das weitere Jahr, das vor uns liegt. Wir werden mit ganzer 
Leidenschaft, mit ganzem Engagement rangehen.

Ich bedanke mich noch mal ganz herzlich bei allen Mitgliedern der Kommission, 
bei den externen Sachverständigen, bei Frau Forstner vom Landtagsamt, die uns 
wunderbar begleitet.

(Allgemeiner Beifall)

Ich danke auch den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern aus unseren Fraktionen, die 
unsere Arbeit begleiten, uns raten und letztlich unsere Handlungsempfehlungen 
umsetzen. Letztlich sind wir ein großes Team.

Lasst uns diesen gemeinsamen Geist, Bayern schlanker, gemeinsam moderner 
und digitaler zu machen, weitertragen. Das ist kein Thema für Kampf zwischen den 
Fraktionen, sondern es muss unser gemeinsames Interesse sein, damit der Staat 
und wir als Freistaat Bayern beim Bürger Akzeptanz zurückgewinnen. In diesem 
Sinne vielen Dank für die freundschaftliche Zusammenarbeit. Ich freue mich auf 
alles, was vor uns liegt. Herzlichen Dank!

(Allgemeiner Beifall)

Zweiter Vizepräsident Alexander Hold: Vielen Dank, Herr Kollege. – Ich eröffne 
nun die Aussprache. Die Gesamtredezeit der Fraktionen beträgt 29 Minuten. Die 
Redezeit der Staatsregierung orientiert sich an der Redezeit der stärksten Fraktion. 
Erster Redner ist der Kollege Peter Tomaschko für die CSU-Fraktion. Bitte, Sie 
haben das Wort.

Peter Tomaschko (CSU): Sehr geehrter Herr Präsident, liebe Kolleginnen, liebe 
Kollegen, Hohes Haus! Gleich vorneweg: Ein riesengroßes Dankeschön und Ver-
gelts Gott an unseren Vorsitzenden Steffen Vogel, der das wirklich ganz hervorra-
gend macht und es schafft, dass wir hier parteiübergreifend sehr gut nur an der 
Sache orientiert zusammenarbeiten. Herzlichen Dank, lieber Steffen!

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN sowie Abgeordneten der 
AfD, der GRÜNEN und der SPD)
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Unsere Enquete-Kommission hat den Auftrag, das Leben der Menschen einfacher 
zu machen, unnötige Hürden abzubauen und vor allem unseren Staat zukunfts-
fest zu gestalten. Es geht dabei um nichts weniger als das Ziel, Bayern bis 
2030 schlank, modern und digital aufzustellen. Ich möchte den Blick vor allem 
auf eine moderne Verwaltung richten. Gesetze sind das eine, aber es gibt auch 
viele Möglichkeiten im Verwaltungsvollzug, das Leben der Menschen einfacher zu 
machen. Wir haben in unseren Handlungsempfehlungen konkrete Empfehlungen 
vorgelegt, wo für die Menschen Bürokratieabbau einfach spürbar ist. Verwaltung 
muss Dienstleister sein: unkompliziert, effizient und bürgernah.

Wir brauchen eine echte Serviceoffensive in der Verwaltung. Wir brauchen einheit-
liche Standards zu Erreichbarkeit, Bearbeitungsdauer und zu Terminvereinbarun-
gen. Wir brauchen geschulte Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im Bürgerkontakt, 
die Servicefreundlichkeit leben. Vor allem brauchen wir für den Bürger ausschließ-
lich einen Ansprechpartner, ein sogenanntes One-Stop-Government, sodass der 
Bürger eben nur zu einer Stelle gehen muss und danach die Transparenz gestärkt 
wird. Digitale Verfahren sollen Eingangsnachrichten und automatische Informatio-
nen zum Bearbeitungsstand liefern, sodass jeder Bürger jederzeit weiß, wo der 
Antrag liegt, wie der Bearbeitungsstand ist und was eben mit seinem Anliegen 
passiert.

Digitalisierung ist dabei ein Schlüssel. Es geht darum, dass wir ein benutzerfreund-
liches Portal aufbauen, eine App, mit der der Bürger sowohl zur Gemeinde als 
auch zum Landkreis und zum Freistaat kommt, wo er alle Zugänge hat und alle 
Verwaltungsleistungen gebündelt sind, und das alles natürlich in klarer und ver-
ständlicher Sprache.

Aktuell gibt es noch viele Hindernisse. Der Bürger muss oftmals seine Nachweise 
einzeln bei ganz unterschiedlichen Stellen einbringen. Das nervt, und es ist natür-
lich eine Zeitverschwendung. Wir brauchen hier einen Kulturwandel. Wir müssen 
es hinbekommen, dass alle Stellen zusammenarbeiten, alle Behörden zusammen-
arbeiten und der Bürger eben die Verwaltung – egal an welcher Stelle – als Partner 
begreift. Behörden müssen auch besser erreichbar sein. Warum nicht am Sams-
tag? Warum nicht am Abend? Warum nicht die Digitalisierung und sogenannte 
digitale Chatbots nutzen, die rund um die Uhr Auskunft geben? Das ist einfach 
der Appell an die Benutzerfreundlichkeit, wo Bund, Land und Kommunen zusam-
menarbeiten müssen mit einer App, wo alle Verwaltungsleistungen des Freistaates, 
der Landkreise und der Gemeinden gebündelt sind; wir haben uns das in anderen 
Ländern bereits angesehen.

Digitalisierung ist für uns eine Riesenchance. Wir müssen aber auch alle Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter im Freistaat in den Behörden mitnehmen. Generell wollen 
wir einen Schwerpunkt, einen Fokus bei der Ausbildung der Mitarbeiter setzen. Es 
geht nicht nach dem Prinzip, wie ich es einmal gelernt habe, als Erstes zu prüfen, 
ob man örtlich und sachlich zuständig ist. Es geht nicht um die Zuständigkeit, 
sondern es geht darum, wie man dem Bürger helfen, wie man dem Bürger etwas 
ermöglichen kann; dies ist der erste Grundsatz.

Wir haben hier konkrete Verbesserungsmöglichkeiten aufgezeigt. Wir müssen jetzt 
im nächsten Schritt mit Kommunen, dem Freistaat und den unterschiedlichen Be-
hörden das Ziel umsetzen, Verwaltung moderner, digitaler und serviceorientierter 
zu gestalten. Das darf keine Floskel sein, sondern es muss eben für den Bürger 
spürbare Realität im Alltag sein. Ziehen wir gemeinsam an einem Strang! – Noch 
einmal herzlichen Dank für die hervorragende Zusammenarbeit.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)
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Zweiter Vizepräsident Alexander Hold: Herzlichen Dank. – Nächster Redner ist 
der Abgeordnete Franz Bergmüller für die AfD-Fraktion.

(Beifall bei der AfD)

Bitte schön, Sie haben das Wort.

Franz Bergmüller (AfD): Sehr geehrter Herr Vizepräsident, liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Entschuldigen Sie, dass ich heute nicht so deutlich sprechen kann, aber 
ich bin brutal schlecht beieinander. Aber das Thema ist wichtig, und ich will mich 
beim Steffen Vogel für seine – ich würde fast sagen – pathetischen Worte über 
die Zusammenarbeit bedanken. Das kann ich nur unterstreichen. Es ist für mich 
und unseren Sachverständigen durchaus ein Genuss, in dieser Atmosphäre zu 
arbeiten; das muss ich wirklich sagen.

Am 05.10.2025 hat der allseits bekannte Carsten Linnemann in "Berlin direkt" 
gesagt, Unternehmen würden in der Bürokratie ersticken. Der Städtetag hat zum 
Bauvereinfachungsgesetz, das jetzt vom Bundesbauministerium auf den Weg ge-
bracht worden ist, gesagt: Da brauchen wir mehr Personal. – Das ist das Verwal-
tungsdenken, das wir ausmerzen müssen. Es muss ein Ruck durchs Land gehen. 
Wir müssen anpacken, und alle Vereinfachungen müssen konsequent umgesetzt 
werden. Wir haben auch gesagt, die Bayerische Verwaltungsschule muss hier 
auch entsprechend anders auf die Ausbildung einwirken, damit es mehr Praxisbe-
zug und mehr Dienstleistungsbereitschaft gibt.

Manchmal ist mir die Entbürokratisierungskommission natürlich schon zu theore-
tisch und hat zu wenig Praxisbezug; da bitte ich um Verständnis. Ich bin immerhin 
42 Jahre selbstständiger Unternehmer und bin es eigentlich so gewohnt. Ich kriege 
das nie raus. Ich war zig Jahre in der IHK-Vollversammlung, in allen Wirtschaftsor-
ganisationen usw.

Das Problem ist: Es gibt immer noch das Gefühl, dass nichts ankommt. Alle bishe-
rigen Entbürokratisierungsbemühungen sind im Endeffekt so verlaufen, dass es 
das Gefühl gibt – vielleicht ist es auch wirklich so –, dass es immer mehr Bürokra-
tie gibt. Warum ist das so? – Weil die Leute, die die Bürokratie abschaffen oder 
anders leben sollen, würden ja ihren eigenen Posten wegrationalisieren, wenn man 
ganz konsequent denkt. So weit müssen wir aber kommen. Wir müssen unseren 
ausufernden Beamtenstaat zurückschneiden.

Bürokratie ist wie eine Krake, die Verwaltung, Gesellschaft und Firmen fest um-
schlossen hat. Es reicht nicht, nur Tentakel abzuschlagen. Wir müssen einen richti-
gen Kahlschlag setzen.

(Beifall bei der AfD)

Wenn man auf der ganzen Welt schaut, dann ist natürlich das Beispiel einschlä-
gig, das der Wissenschaftler Philipp Bagus in der Sachverständigendiskussion 
dargestellt hat, wonach es durchaus möglich ist, zahlreiche Rechtsnormen einzu-
schränken und abzuschaffen. Er hat das Beispiel Argentinien gebracht. Mittlerweile 
gibt es in der Wirtschaftsliteratur einen interessanten Verweis auf Vietnam. Das 
ist eigentlich ein kommunistischer Staat gewesen, aber man sieht: Die Chinesen 
haben ja auch die Entwicklung hin zum Kapitalismus vollzogen, aber die Vietname-
sen haben ein riesiges Wirtschaftswachstum, weil sie eben viele Fesseln abgelegt 
haben. Dahin müssen wir. Betriebe bezeichnen zu 85 % Bürokratie als größtes 
Hemmnis. Aber die Bürger, die Firmen und auch die Kommunen nehmen das 
anders wahr.
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Auch die Verordnungen oder die angeblichen Verlagerungen, wie die Stellplatz-
satzung usw., die zuletzt im Modernisierungsgesetz auf die Kommunen verlagert 
worden sind, sind keine Entbürokratisierung. Das ist eine Verlagerung. Das ist 
falsch. Wir müssen von oben richtig durchgreifen und hier einiges verändern. Im 
Grunde genommen muss man auch sagen: Ihr alle hier drin wart jahrelang an der 
Regierung.

(Johannes Becher (GRÜNE): Manche sind es noch!)

Wir hatten schon zig Entbürokratisierungskommissionen. – Lieber Johannes, wir 
waren nicht an der Regierung.

(Johannes Becher (GRÜNE): Wir in Bayern auch nicht!)

– Ihr wart an der Bundesregierung beteiligt; in Bayern nicht, das ist schon klar. Das 
wird auch noch eine Zeit dauern, oder kommt es überhaupt? Das ist eine andere 
Frage.

(Unruhe bei der AfD)

Grundsätzlich müssen sich auch einmal die Parteien, die in der Regierung waren, 
selbst an die Nase fassen und sagen: Wir müssen das jetzt einmal endgültig 
beseitigen und dieser Krake den Kopf abschlagen.

(Beifall bei der AfD)

Zweiter Vizepräsident Alexander Hold: Herzlichen Dank. – Bevor wir nun zum 
nächsten Redner kommen, darf ich noch Dr. Hubert Faltermeier begrüßen, der 
vorher noch nicht anwesend war. 

Als Nächstes gebe ich das Ergebnis der vorher durchgeführten Wahl eines Vize-
präsidenten des Bayerischen Landtags, Tagesordnungspunkt 4, bekannt. Gewählt 
ist, wer mehr als die Hälfte der abgegebenen gültigen Stimmen erhält. Bei der 
Ermittlung der erforderlichen Mehrheit werden Enthaltungen nicht berücksichtigt. 
An der Wahl haben 154 Abgeordnete teilgenommen. Ungültig war keine Stimme. 
Auf den Abgeordneten Harald Meußgeier entfielen 29 Ja-Stimmen und 124 Nein-
Stimmen. Ein Abgeordneter hat sich seiner Stimme enthalten. Damit hat der Abge-
ordnete Harald Meußgeier nicht die erforderliche Mehrheit der Stimmen erreicht. 
Der Tagesordnungspunkt 4 ist damit erledigt. 

Ich gebe nun das Ergebnis der vorher durchgeführten Wahl eines Schriftführers 
des Bayerischen Landtags, Tagesordnungspunkt 5, bekannt. Auch hier ist ge-
wählt, wer mehr als die Hälfte der abgegebenen gültigen Stimmen erhält. Bei 
der Ermittlung der erforderlichen Mehrheit werden Enthaltungen auch hier nicht 
berücksichtigt. An der Wahl haben 151 Abgeordnete teilgenommen. Ungültig war 
keine Stimme. Auf den Abgeordneten Dieter Arnold entfielen 29 Ja-Stimmen und 
120 Nein-Stimmen. Der Stimme enthalten haben sich zwei Abgeordnete. Damit 
hat der Abgeordnete Dieter Arnold nicht die erforderliche Mehrheit der Stimmen 
erreicht. Auch der Tagesordnungspunkt 5 ist damit erledigt.

Als nächstem Redner erteile ich nun dem Kollegen Markus Saller für die FREI-
EN WÄHLER das Wort. – Sie haben das Wort.

Markus Saller (FREIE WÄHLER): Sehr geehrter Herr Präsident, liebe Kolleginnen 
und Kollegen! Ich kann mich den Worten meiner Vorredner Steffen Vogel und Peter 
Tomaschko weitgehend anschließen. Ich werde nicht wiederholen, was schon ge-
sagt wurde. Es war alles richtig, und es war alles gut. Die Zusammenarbeit in der 
Kommission läuft wirklich gut.
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Wir alle sind der Meinung, dass Bürokratie an sich nichts Schlechtes ist; denn die 
Bürokratie setzt den Rechtsrahmen. Sie ist der Rahmen für einen funktionierenden 
Staat. Max Weber – wir sind hier in der Nähe vom Max-Weber-Platz – erwähne 
ich als herausragendes Beispiel. Die Bürokratie neigt aber dazu, sich selbst zu 
vermehren. Das macht sie am Ende problematisch. Es gibt am Ende so viele 
Verflechtungen und so viele Dinge, die geregelt werden. Grundsätzlich soll ein 
Gesetz jedoch etwas Allgemeines sein. Wir kommen jedoch immer mehr dazu, 
dass wir irgendwelche Probleme oder Krisen durch neue Vorschriften in den Griff 
bekommen wollen, die fast schon den Charakter von Einzelfallgesetzen haben. 
Genau das muss man verhindern.

Wir haben das in der Kommission erkannt. Ich muss in diesem Zusammenhang 
Walter Nussel hervorheben, der als entsprechender Beauftragter der Bayerischen 
Staatsregierung agiert. Wir müssen, wenn wir Gesetze und Vorschriften erlassen, 
uns konkret überlegen, ob sie in der Praxis handhabbar und darstellbar sind und 
welche Kosten sie auslösen. Ich nenne als Stichwort den "Praxischeck". Der Pra-
xischeck ist ein unheimlich wichtiges Instrument. Ich denke, das sind Sachen, die 
wir in dieser Kommission gelernt haben.

Am meisten verblüfft mich aber, dass wir im Land eine Verhinderungskultur entwi-
ckelt haben. Vorher ist ja das Thema Vertrauen ganz weit nach vorne gesetzt 
worden; aber wir haben im Land manchmal so eine Verhinderungskultur. Ich nenne 
nur ein Beispiel: Wenn heute jemand etwas bauen möchte, sollten eigentlich alle 
Beteiligten zustimmen und sagen: "Wow, da ist einer, der was bauen will. Jetzt 
müssen wir mal schauen, wie wir das miteinander hinkriegen." So ist es aber 
leider nicht bei uns. Bei uns ist das keine Ermöglichungskultur, sondern eher eine 
Verhinderungskultur. Alle suchen das Haar in der Suppe und das Problem; man 
arbeitet aber eigentlich nicht miteinander an einer vernünftigen Lösung.

Das ist vielleicht etwas, was die juristische Ausbildung mit sich bringt. Wir haben 
viele Juristen unter uns – ich bin selber einer. Sie arbeiten auch in der Verwaltung. 
Viele Verwaltungsbeamte sind wie Juristen geschult. Wir sind exzellent darin, Pro-
bleme zu erkennen und Probleme zu diskutieren; wir sind aber nicht unbedingt so 
gut im Lösen dieser Probleme. Ich glaube, dorthin müssen wir. Dazu gehören auch 
Mut und Kreativität. Es ist wichtig, dass der Rahmen dafür nicht zu eng ist, sondern 
dass auch Spielraum offengelassen wird.

Ich finde den Titel der Kommission wichtig. Wir haben ihn verkürzt, indem wir 
sagen, dass wir Bürokratieabbau machen; aber, wenn man den Titel liest, stellt 
man fest: Es geht darum, das Leben leichter zu machen. Die Bürokratie soll dem 
Menschen dienen. Sie soll keine Freiheiten beschneiden, sondern das Leben leich-
ter machen. Wir haben in der Vergangenheit das Rad überdreht. Das müssen wir 
jetzt zurückdrehen.

Wir tagen auch nicht öffentlich. Wir sollen auch den Staat neu denken. Ja, auch 
solche Dinge muss man ab und zu in die Diskussion werfen. Ist die Verwaltungs-
struktur in dem Fall richtig? Haben wir mit der Nachkontrolle der Verwaltung das 
richtige System? – Alle diese Themen können wir in der Kommission ansprechen, 
und das wird auch gemacht.

Ich bin wirklich dankbar dafür, dass wir fraktionsübergreifend vertrauensvoll daran 
zusammenarbeiten können. Das ist ein gutes Beispiel dafür, das zeigt, wenn man 
sich zusammenraufen möchte, dann funktioniert die Sache auch.

Meine Damen und Herren, letztendlich darf Bürokratie kein Selbstzweck sein. 
Bürokratie muss den Bürgerinnen und Bürgern dienen. Wenn Sie mich fragen, 
woran wir den Bürokratieabbau letztendlich messen können, dann nenne ich – der 
Kollege Franz Bergmüller hat das ja gerade auch ein bisschen angeschnitten – 
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auch die Staatsquote. Wenn wir eine Staatsquote von mehr als 50 % haben, dann 
heißt das, dass jeder zweite Job mittelbar oder unmittelbar vom Staat abhängt. Wir 
brauchen einen schlanken Staat.

Wenn wir Krisen bewältigen müssen, dann neigen wir dazu, drei verschiedene 
Instrumentarien zu bemühen. Entweder sagen wir: "Wir brauchen eine neue Vor-
schrift", oder wir sagen: "Wir brauchen mehr Personal", oder wir sagen: "Wir brau-
chen mehr Geld". Mit diesen Instrumenten glauben wir jede Krise bewältigen zu 
können. Damit allein wird es aber nicht gehen. Wenn wir am Ende des Tages 
zum Bürokratieabbau kommen, werden wir das daran ablesen können, ob wir die 
Staatsquote senken können.

Man muss sagen: Bürokratieabbau ist dringender notwendig denn je; denn die 
Wirtschaft ächzt unter der Bürokratie. Ich habe selber lange genug für Handwerks-
unternehmen gearbeitet. Wir müssen schauen, dass die Leute ihre Professionen 
ausüben können und sich nicht mit irgendwelchen Formularen oder anderen Sa-
chen drangsaliert fühlen.

Wir sind auf dem richtigen Weg. Ich freue mich auf die weitere Zusammenarbeit. 
Die Kommission ist mutig gegründet worden. Mir ging es am Anfang genauso 
wie Steffen Vogel. Wir haben am Anfang gedacht: "Um Gottes Willen, was tun 
wir uns da eigentlich an?". Fünfzig Jahre lang hat man versucht zu entbürokrati-
sieren. Fünfzig Jahre lang ist eigentlich nichts rausgekommen. Wir haben aber 
einen entscheidenden Hebel. Wir müssen nämlich alle Bereiche digitalisieren. Der 
Digitalisierungsdruck ist mittlerweile so groß, dass die Entbürokratisierung mit ihr 
gelingen kann und gelingen muss. Meine Damen und Herren, vielen Dank.

Zweiter Vizepräsident Alexander Hold: Danke schön, Herr Kollege – Der 
nächste Redner ist der Kollege Johannes Becher für die Fraktion BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN. Herr Kollege, Sie haben das Wort.

Johannes Becher (GRÜNE): Sehr geehrter Herr Vizepräsident, liebe Kolleginnen 
und Kollegen! Ein Jahr nach dem Einsetzen der Enquete-Kommission haben wir 
nun den Zwischenbericht. Wir sehen Bereicherung und Ernüchterung. Bereiche-
rung haben wir, weil jede Sitzung spannend ist und geprägt ist von einer hohen 
Bereitschaft, vom Zuhören, vom gemeinsamen Denken, vom Überlegen und vom 
Aufeinander-Zugehen. Im Ausschuss will man eine Mehrheit; in der Enquete-Kom-
mission will man eine Lösung. Das ist der Geist. Daher mein herzlicher Dank 
an die Kolleginnen und Kollegen, an den Vorsitzenden Steffen Vogel, aber auch 
an alle Gäste, die uns Praxisbeispiele geliefert haben. Herzlichen Dank für Ihre 
Unterstützung alle miteinander!

(Beifall bei den GRÜNEN sowie Abgeordneten der CSU und der SPD)

82 Empfehlungen haben wir ausgesprochen. Die meisten von ihnen wurden ein-
stimmig ausgesprochen – nicht alle, aber die meisten von ihnen schon. Wie viele 
von ihnen wurde umgesetzt? – Fast keine. Ernüchterung macht sich breit. Spüren 
denn die Menschen jetzt schon eine Besserung, seitdem es die Enquete-Kommis-
sion gibt? Ist es jetzt unbürokratischer als vor einem Jahr? – Nicht wirklich. Die 
Staatsregierung greift teilweise Empfehlungen auf, wie etwa beim Verzicht auf 
Verwendungsnachweise bei kleinen Förderungen. Sie gibt aber ein diffuses Bild 
ab. Ich kann mich daran erinnern: Markus Söder wollte bayerische Statistiken im 
Wirtschaftsbereich abschaffen. In der Enquete-Kommission haben wir dann festge-
stellt, dass es keine einzige gibt.

Dann gab es die Idee, dass man, wenn ein neues Gesetz geschaffen wird, zwei 
Gesetze abgeschafft werden müssen. Das ist aus meiner Sicht völliger Käse. Ge-
setze zu zählen bringt nichts. Das war nur ein wirkungsloser Überschriftensprech.
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Dann haben wir aktuell die Situation der Kinderstartgeldeinführung. Es drohen 
uns 100.000 neue Anträge pro Jahr. Das, was beim Familiengeld bisher ohne 
eigenen Antrag automatisch ging, wird jetzt neu mit einem Antrag gemacht, also 
antragspflichtig, damit die Menschen erkennen, dass es sich um eine bayerische 
Leistung handelt. Damit drohen uns jährlich 100.000 neue Anträge. Das ist das 
Gegenteil von Entbürokratisierung!

(Beifall bei den GRÜNEN sowie Abgeordneten der SPD)

Die Enquete-Kommission hat eine Reise nach Dänemark durchgeführt. Man denkt: 
Dänemark ist ein Nachbarland, aber das ist eine andere Welt. Dort ist alles digital, 
transparent, total serviceorientiert. Die Dänen haben hohes Vertrauen in den Staat 
– und der Staat hat hohes Vertrauen in die Menschen. Das ist geradezu das 
Gegenteil von dem, wie es bei uns ist.

Vertrauen gewinnt man durch Service, mit Freundlichkeit, verständlicher Sprache, 
mit einem ganz einfachen digitalen Angebot, das so gut ist, dass es jeder anneh-
men will. Keep it simple. Vertrauen gewinnt man durch Transparenz. Transparenz 
wird durch öffentliche Daten geschaffen. Unser Staat weiß alles. Oft tut er aber 
so, als wisse er gar nichts, und bezeichnet das dann als "Datenschutz". Das geht 
nicht. Das, was woanders mit dem Datenschutz geht, das muss auch bei uns 
gehen, meine Damen und Herren.

(Beifall bei den GRÜNEN sowie Abgeordneten der SPD)

Die Menschen brauchen mehr Vertrauen vom Staat, weniger Dokumentation, weni-
ger Verwendungsnachweis. Trotzdem gilt der Grundsatz: Vertraue, aber prüfe – 
nicht alles und jeden, aber eben Stichproben. Wenn das passt, dann gibt es mehr 
Freiraum, wenn es aber nicht passt, dann wird es richtig teuer. Der Anständige 
muss entlastet werden, und der Betrüger muss zahlen. Das ist nicht nur eine Frage 
der Entbürokratisierung, sondern eine Frage der Gerechtigkeit, liebe Kolleginnen 
und Kollegen.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Wie schaffen wir jetzt das? Wie geht das? – Der Schlüssel ist Digitalisierung. Das 
haben wir in Dänemark gesehen. Eine gemeinsame Digitalisierungsstrategie von 
Bund, Ländern und Kommunen, bei der Standards definiert sind, Schnittstellen 
definiert sind, und dann müssen alle mitmachen, alle Körperschaften des öffentli-
chen Rechts wie die Rentenversicherung und die Arbeitsagentur. Wir sind Meister 
der IT-Insellösung, bei der alle die freie Entscheidung haben: Habe ich heute 
Lust auf eine einheitliche Behördenkommunikation? So wird das nichts. Bei der 
Digitalisierung gilt: entweder ganz oder gar nicht. Einmal beschließen, dann einen 
Standard haben und diesen sauber durchziehen. Das muss das Ziel sein, das 
macht Dänemark uns vor. Wenn wir es anders machen, werden wir scheitern.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Die zentrale Aufgabe für ein Digitalministerium wäre es eigentlich, sich um eine 
solche Strategie zu kümmern. Solange allerdings jeder Hausmeister in der Staats-
kanzlei mehr Zuständigkeiten hat als unser Digitalministerium, wird es wahrschein-
lich nichts werden.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Bayern faxt und Dänemark schafft die Post ab. Das sind die Realitäten im 
Jahr 2025. In Dänemark ist die Bürokratie dagegen so einfach wie Online-Banking. 
Man loggt sich einmal ein und kann alles machen. Man hat eine Nummer für alles: 
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Steuer, Krankenversicherung, Rentenversicherung, Sozialversicherung. Man hat 
für alles eine Nummer und das geht. Ich kann ein Grundstück kaufen, ohne dass 
ich zum Notar gehe. Das ist schlecht für Notare, aber in Dänemark funktioniert 
es. Die Steuererklärung erstellt der Staat automatisiert mit den Daten, die ohnehin 
vorhanden sind. Was für ein Service.

Jetzt kann man sagen: Ja gut, das ist Dänemark, das ist eine andere Kultur. – 
Wir müssen uns verändern. Das braucht Mut, beispielsweise Mut zur Fehlertole-
ranz. Das geht uns völlig ab. Mutig sein bedeutet, dass man bereit ist, ein Risiko 
einzugehen. Freiheit bedeutet, dass man bereit ist, Verantwortung zu übernehmen. 
Zudem brauchen wir den Schulterschluss zwischen Deutschland, Bayern und den 
Kommunen. Ich bin überzeugt, wir können es besser, wir können Digitalisierung 
besser umsetzen: digital, effizient, serviceorientiert, schnell und einfach. Wir müs-
sen uns gewaltig anstrengen, Zeit aufzuholen, liebe Freundinnen und Freunde, 
weil wir leider meilenweit hinterher sind.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Zweiter Vizepräsident Alexander Hold: Danke schön, Herr Kollege. – Nächste 
Rednerin für die SPD-Fraktion ist Frau Kollegin Katja Weitzel. Bitte, Sie haben das 
Wort.

Katja Weitzel (SPD): Sehr geehrtes Präsidium, liebe Kolleginnen und Kollegen, 
mein Dank gilt zunächst den Kolleginnen und Kollegen in der Enquete-Kommis-
sion, die geprägt ist von Sacharbeit ohne Parteipolitik. Als wir vor circa einem 
Jahr die Enquete-Kommission eingesetzt haben, ahnten wir allein aufgrund der 
Größe des Fragenkatalogs, was für eine Aufgabe auf uns zukommt. Der Ruf nach 
Bürokratieabbau ist oft – und ich muss auch sagen leider – eine populistische 
Forderung und in Bierzeltreden und Diskussionsrunden ganz laut präsent; aber 
Allheilmittel ist Bürokratieabbau nicht und es ist nicht einfach, sondern höchst 
komplex. Ich habe für mich aus den vielen Sitzungen drei Dinge mitgenommen:

Erstens. Bürokratie ist nicht einfach vom Himmel gefallen. Sie wurde vom Gesetz-
geber eingeführt und besteht manchmal eben zu Recht. Ja, der Gesetzgeber 
übertreibt es manchmal mit den Anforderungen an die Wirtschaft, an die Land-
wirtschaft, an Bildungseinrichtungen oder an das Gesundheitswesen; aber so un-
terschiedlich diese Bereiche sind, so unterschiedlich sind eben die gesetzlichen 
Anforderungen. Entsprechend unterschiedlich sind die Erwartungen in der Bevöl-
kerung an die Qualität von Regelungen und Richtlinien. Bei den Vorgaben im 
Gesundheitswesen sind die Anforderungen, die gestellt werden, wesentlich höher, 
als das vielleicht in der Wirtschaft der Fall ist, weil es um unser aller Gesundheit 
geht. Daher gilt es, die Regeln in jedem einzelnen Bereich nach dessen eigenen 
Anforderungen auf den Prüfstand zu stellen und zu entscheiden, welche gesetz-
liche Vorgabe sinnvoll ist und welche gestrichen werden kann; aber eine Rasen-
mähermethode in einer unglaublichen Geschwindigkeit, am besten noch mit der 
Kettensäge, führt zu gar nichts. Wenn wir das machen, dann wachen wir morgen 
nicht mehr in einem Rechtsstaat auf, sondern es gilt das Recht des Stärkeren. Ich 
glaube nicht, dass wir das wollen.

(Beifall bei der SPD)

Zweitens. Bürokratie ist nicht immer schlecht. Die Vorredner haben es schon aus-
geführt. Sie sorgt für Rechtssicherheit, sie sorgt für Transparenz von Verwaltungs-
entscheidungen und damit auch für Akzeptanz in der Bevölkerung. Gerade das 
Berichtswesen und die Dokumentationspflicht, die oft bejammert werden, dienen 
auch der Eigenkontrolle und damit dem Eigenschutz.
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Manchmal stelle ich fest, Bürokratie wird gerne als Monster dargestellt und für alle 
aktuellen Probleme verantwortlich gemacht. Ich finde das blauäugig und viel zu 
kurz gegriffen. Die Menschen haben zu Recht den Eindruck, der Staat sei nicht 
mehr richtig funktionsfähig: Die Bahn kommt zu spät, der Bus fährt überhaupt nicht, 
Schulgebäude befinden sich in einem bedauernswerten Zustand, Baumaßnahmen 
dauern viel zu lang. Das hat jedoch nicht immer und ausschließlich mit der Büro-
kratie zu tun. Häufig liegt es daran, dass über Jahrzehnte die schwarze Null vor 
sich hergetragen wurde und vor allen Dingen die Kommunen, die vieles umsetzen 
müssen, kaputtgespart wurden. Bei den Behörden ist Ähnliches passiert. Die Ka-
pazitäten, um schneller zu arbeiten, sind nicht mehr da. Das hat mit Bürokratie 
nichts zu tun und gehört ebenfalls zur Wahrheit.

Einige identifizieren Bürgerrechte, Rechtswege und Beteiligungsrechte als die Wur-
zel allen Übels: Im Bauwesen dauert es viel zu lang, weil Bürgerentscheide gefasst 
werden müssen und vielleicht noch Gerichtsverfahren durchgeführt werden. Ja, 
Demokratie und Rechtsstaat sind anstrengend; aber sie sind ein hohes Gut. Ich 
möchte nur kurz ein paar Negativbeispiele nennen: die Abschaffung des Berichts-
wesens beim Gleichstellungsbericht oder beim Klimaschutzbericht. Dabei geht es 
auch darum, dass wir unsere eigenen Rechte beschränken, weil uns diese Berich-
te vorgelegt werden sollen. Wir sind der Gesetzgeber. Wir prüfen, welche Gesetze, 
die wir erlassen haben, sinnvoll sind und wo wir nachsteuern müssen. Wenn wir 
das Berichtswesen abschaffen, verändern wir das zu unseren eigenen Lasten. 
Über alle Dinge, die wir tun, müssen wir nachdenken.

Mein dritter Punkt ist schon angesprochen worden: die Digitalisierung. Ich frage 
immer alle Sachverständigen, ob ihnen nicht schon ordentlich geholfen wäre, wenn 
wir eine gescheite Digitalisierung hinbekommen. Dabei geht es oft nicht nur um die 
Anwendung von Digitalem, sondern um die Schnittstellen zwischen den Einrichtun-
gen und der Verwaltung und der Verwaltungen untereinander.

Zum Abschluss zitiere ich die österreichischen Kollegen, die wir eingeladen hatten, 
die sagten, eine Plattform zu bauen, habe rund dreißig Jahre gedauert. Bei dem 
jetzt vierten Modernisierungsgesetz sehe ich noch nirgendwo, dass sich bei der 
Digitalisierung irgendetwas tut oder irgendetwas verbessert hat; aber es braucht 
Zeit. Vielleicht braucht die Staatsregierung noch ein bisschen Zeit, die wir leider 
nicht haben. Wir werden das weiterverfolgen und unseres dazu tun, Dinge auf 
den Weg zu bringen, die wir möglichst schnell umsetzen. Vielen Dank für die 
Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der SPD)

Zweiter Vizepräsident Alexander Hold: Danke schön, Frau Kollegin. – Nächster 
Redner ist für die CSU-Fraktion Herr Dr. Alexander Dietrich. Herr Kollege, Sie 
haben das Wort.

Dr. Alexander Dietrich (CSU): Herr Vizepräsident, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen! Dem Dank meiner Vorrednerinnen und Vorredner möchte ich mich anschlie-
ßen. Wir haben wirklich eine hervorragende Zusammenarbeit in der Enquete-
Kommission, und ich glaube, eines zieht sich wie ein roter Faden durch alle 
Handlungsfelder, die wir besprochen haben und auch durch die heutige Debatte: 
Der Schlüssel für einen modernen, effizienten Staat, der liegt nicht in Berichten, 
sondern in einer vernünftigen, zielgerichteten Digitalisierung und in der Nutzung 
neuer Technologien.

(Beifall bei der CSU)

Ohne eine vernünftige Digitalisierung, ohne den Mut und ohne diese Haltung, neue 
Technologien wie die KI einzusetzen, geht es schlicht nicht mehr. Das haben wir, 
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glaube ich, in Dänemark eindrücklich vor Augen geführt bekommen. Das wurde 
heute hier schon angesprochen. Was haben wir als Erkenntnis mitgenommen? 
– Wir haben viele Details gesehen, auf die ich in der wenigen Zeit gar nicht 
eingehen möchte; aber eines habe ich für mich mitgenommen: Wenn wir es in 
Deutschland und in Bayern mit der Digitalisierung ernst meinen, dann brauchen wir 
ein echtes Umdenken in der Politik, aber auch in der Verwaltung. Wir brauchen 
einen wirklichen Kulturwandel. Wir müssen die Digitalisierung in erster Linie als 
Chance begreifen und nicht als Risiko. Das ist die heutige Haltung, die wir haben.

Wir müssen Dinge ausprobieren, wir müssen Fehler zulassen, wir müssen aus 
diesen Fehlern lernen und uns dann anpassen. Dieses starre Festhalten an alten 
Abläufen, dieses ewige Prüfen, Testen, Nachjustieren, lähmt uns. Während wir 
noch am Konzeptpapier schreiben, hat sich die Welt draußen längst weitergedreht. 
Liebe Kolleginnen und Kollegen, so kann es nicht weitergehen.

(Beifall bei der CSU)

Wir müssen uns auch neu aufstellen und unseren Föderalismus in gewisser Weise 
neu definieren. Wir stellen immer wieder fest, dass Föderalismus so, wie wir ihn 
heute leben, mit der Digitalisierung nicht funktioniert. Wir brauchen verbindliche 
Vorgaben und einheitliche Standards für die Kommunen. In diesem Zusammen-
hang müssen wir auch die Organisationshoheit der Kommunen betrachten und im 
Rahmen der Verfassung als Staat Vorgaben machen. Es ist absurd, dass in Bay-
ern jede Kommune und jedes Landratsamt eigene Softwarelösungen für dieselben 
Aufgaben einsetzt. Diese Vielfalt schadet mehr als zu nutzen. In Dänemark haben 
wir gesehen, wie es besser funktioniert: einheitliche Systeme, klare Strukturen, 
weniger Reibungsverluste.

Wir müssen auch mehr auf die Privatwirtschaft setzen. Als Staat tun wir in der 
Digitalisierung noch viel zu viel selbst. Wir bauen schließlich auch keine Polizeiau-
tos selbst, sondern das machen BMW oder Audi. Bei der Software meinen wir als 
Staat immer, wir könnten das alles selbst. Das ist Unsinn und ein Irrweg. In Däne-
mark haben wir gesehen, welch tolle europäische IT-Unternehmen es gibt, die das 
können. Gemeinsam mit diesen müssen wir die Digitalisierung voranbringen.

Schließlich brauchen wir einen pragmatischen Datenschutz. Auch das ist schon 
angesprochen worden. Datenschutz darf nicht länger zum Bremsklotz für die Digi-
talisierung werden. Wir müssen hier alle Spielräume nutzen, die das Recht uns 
heute schon bietet. Davon gibt es viele. Unsere Datenschutzbehörden sollten 
diese Spielräume ermöglichen und nicht einengen, liebe Kolleginnen und Kollegen; 
denn eines muss auch im Datenschutz gelten – auch das ist schon angesprochen 
worden –: Vertrauen geht vor Kontrolle. Wenn jeder Entscheidung und Datenver-
arbeitung mit Misstrauen begegnet wird, schaffen wir eine Kultur der Angst, und 
diese ist der Tod jeder Innovation, liebe Kolleginnen und Kollegen.

Wir brauchen also einen echten Kulturwandel. Ich bin davon überzeugt, bis dahin 
ist es noch ein langer Weg. Aber wenn wir diesen gemeinsam, entschlossen, 
mutig, pragmatisch und mit gesundem Menschenverstand beschreiten, können wir 
unser Land wirklich voranbringen. Daran arbeiten wir in der Kommission mit großer 
Leidenschaft, und ich denke, das werden wir auch weiterhin tun.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Zweiter Vizepräsident Alexander Hold: Herzlichen Dank, Herr Kollege. – Weitere 
Wortmeldungen liegen mir nicht vor. Die Aussprache ist hiermit geschlossen, und 
der Tagesordnungspunkt ist damit erledigt.

Ich rufe nun Tagesordnungspunkt 7 auf:
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